
jener Zeit n icht geneigt waren, einen R ealkredit zu
g eb en ...........  D er B au w ar etw a im  L aufe des Jahres
1947 beendet.
3. Im  April 1948, also nach dem  Tode des Herrn Mei- 
mart, fand eine eingehende Steuerprüfung sta tt. A bge­
sehen von hier nicht w eiter interessierenden und auch 
im  Steuerrechtsw ege ausgetragenen Fragen  der A kti­
vierung der Forderung gegen  die Feuerversicherung  
in der Bilanz per 31.12.1945 fand das F inanzam t keine  
Veranlassung zu irgendwelchen Beanstandungen, ob­
wohl dem Finanzam t durch eine eingehende Erklärung 
der Frau M eim art erläutert worden war, in  w elcher 
W eise die B aum ittel beschafft worden waren. D ies 
hängt m it der bis dahin unum strittenen 'Tatsache zu­
sam m en, daß eine Einkom m ensteuer-Zahlungsver­
pflichtung nur solche G eschäfte auslösen konnten, die 
zum  Gewerbebetrieb eines Steuerpflichtigen gehören, 
während es sich liier um den V erkauf im  P rivatsektor  
gehandelt hatte.

Im m erhin m üssen in jener Zeit zw ischen dem Finanz­
am t und den örtlichen und den Kreisbehörden, sow ie 
später auch den Landesbehörden von Sachsen-Anhalt 
Erörterungen gepflogen sein, die die „Einkassierung"  
der Fabrik zum  Gegenstand hatten.

M an überfiel A nfang A ugust 1948 den Betrieb und 
Frau M eimart m it einer V olkskontrolle. A ls Grund gab  
m an an, daß der Ehemann M eim art erhebliche K affee­
m engen hinter sich hätte, die der B ew irtschaftung  
entzogen seien. Tatsächlich w ar ein gew isser K affee- 
Vorrat vorhanden, jedoch steh t fest, daß dieser den 
am tlichen Stellen gem eldet war, insbesondere dem A m t 
für Handel und Versorgung bei der Landesregierung  
in  H alle. D iese hatte sich auch die V erfügung über 
diesen K affee Vorbehalten, und die N achprüfung hat 
auch nichts ergeben, w as zu einer Beanstandung füh­
ren konnte.

B ei der Durchführung der V olkskontrolle steuerte man  
jedenfalls sofort auf die Lagerräum e zu, brachte es 
fertig , dabei verschiedene Gegenstände zu zerstören, u. 
a. auch eine größere F lasche, in der m an ö l  verm utete, 
die aber Salzsäure enthielt. Zu allem  Überfluß rutschte 
noch einer der Volkskontroll-Angehörigen aus, fiel in 
eine P fütze von Salzsäure und m ußte das Kranken­
haus m it erheblichen Verbrennungen aufsuchen.

Im  Septem ber 1948 setzte  m an unter A usw ertung des 
E rgebnisses der Volkskontrolle, welche, obwohl sie  
praktisch kein  Ergebnis erzielt hatte, in  der Zeitung  
entsprechend ausgew ertet war, einen Treuhänder ein. 
Im  w eiteren V erlauf wurde Frau M eim art m ehrfach  
aufgefordert, ihre W ohnung abzugeben. A uf m ein A n­
raten hin is t s ie  dieser A ufforderung nicht gefolgt, 
sondern wurde „zw angsw eise“ im  Dezem ber 1948 hin­
ausgesetzt.
D ie Jahre 1949 bis 1953 waren nunmehr ausgefüllt von  
Verfahren verschiedenster Art.

1. Steuerliche Verfahren.

c) D a m an hoffte, auf Grund der S ituation der Steuer 
zum  E inzuge des V erm ögens kom m en zu können, be­
trieb m an selbstverständlich auch Steuerstraf verfahren. 
Zu diesem  Zwecke wurde F rau M eim art durch A nge­
hörige des Landeskontrollausschusses in  H alle ver­
nommen.
D iese Vernehm ungen fanden im  Frühjahr 1949 statt. 
Frau Meimart, welche dam als schw er krank war, 
wurde durch den Leiter der Abt. W irtschaft und Ver­
kehr beim  Kreise W anzleben, Herrn Rabe, in B eglei­
tung  eines B eam ten der A bteilung K 5 vom  Polizei­
präsidenten in M agdeburg, aus der W ohnung eines 
B ekannten in M agdeburg abgeholt. Trotz V orlage eines

ärztlichen Attestes wurde sie an dem betr. Tage ca.
9 Stunden vernommen mit dem Ergebnis, daß sie ein 
Protokoll unterschrieb, in welchem sie u. a. die ihr ganz 
offensichtlich in den Mund gelegte Bemerkung machte, 
daß sie bzw. ihr Ehemann unter Ausnutzung der in 
den Jahren 1946/47 vorhandenen Konjunktur die oben 
erwähnten Privatgegenstände verkauft haben. Dieser 
Satz wurde In dem Steuerstrafverfahren dazu benutzt, 
um zu der Feststellung zu gelangen, daß sie Mittäterin 
sei und sich von gewinnsüchtigen Absichten hätten lei­
ten lassen, obwohl feststehen dürfte, daß die Ver­
äußerung der Privatgegenstände niemals erfolgt wäre, 
wenn die Feuerversicherung den Schadensbetrag von 
DM 203 000.— gezahlt haben würde.
Gegen Frau Meimart wurde ein Steuerstrafbescheid 
vom Finanzamt Wanzleben in Höhe von DM 400 000.— 
erlassen. Gegen diesen Steuerstrafbescheid legte ich Ein­
spruch ein, und es kam im Mai 1951 zu einer Ver­
handlung vor dem damaligen Amtsgericht Wanzleben 
(jetzt Kreisgericht Wanzleben). In dieser Verhandlung 
kam es zu schweren Zusammenstößen mit dem als 
Nebenkläger des Finanzamts auftretenden Herrn Koch 
vom Finanzamt Wanzleben, welcher die Steuerstraf­
sache bearbeitete. In dem dem Steuerstrafbescheid 
vorhergehenden Verfahren hatte mir Herr Koch ange- 
boten, die steuerstrafrechtliche Seite mit einer Zahlung 
von DM 100 000.— aus der Welt zu schaffen. Dies habe 
ich abgelehnt. Das Urteil lautete auf Zahlung einer 
Steuerstrafe von DM 400 000.—.
Gegen dieses Urteil habe ich Sprungrevision eingelegt 
und erreichte 1952 beim Oberlandesgericht in Halle die 
Aufhebung und Verweisung des Urteils an ein anderes 
Gericht (Magdeburg). Die erneute Verhandlung fand 
im März 1953 statt. Frau Meimart wurde wegen fahr­
lässiger Steuergefährdung zu DM 100 000.— verurteilt
— Anlage —. Gegen dieses Urteil legte ich Berufung ein, 
welche durch Beschluß des Bezirksgerichts Magdeburg 
vom 15.4.1953 — Anlage ■—- als offensichtlich unbe­
gründet zurückgewiesen wurde.

2. Weitere Verfahren.
Da man einsehen mußte, daß die Steuerstrafverfahren 
doch nicht zu dem gewünschten Ziel führen und auch 
die anderen Erörterungen über wirtschaftsstrafrecht­
liche Verfahren keine rechte Handhabe gegen Frau 
Meimart immittelbar boten — man hatte sogar ein 
Verfahren nach dem Kontrollratsgesetz 10 geplant, 
weil ein Hofmeister des Herrn Meimart einen Kriegs­
gefangenen geschlagen hatte, und Herr Meimart angeb­
lich seine deutschen Angestellten nicht genügend über 
die Behandlung von Kriegsgefangenen aufgeklärt hatte
— schritt man kurzerhand, gestärkt durch die starken 
Sozialisierungsworte des Herrn Walter Ulbricht, zu 
einem sogen, objektiven Verfahren gegen den verstor­
benen Fritz Meimart.
Man hat es fertiggebracht, im Frühjahr 1953 einen 
entsprechenden Antrag — Anlage — zu stellen. Dieser 
Antrag wurde sogar, wie sich aus seinem Inhalt ergibt, 
im „beschleunigten Verfahren“ gestellt, obwohl man 
vom August 1948 an genügend Zeit gehabt hätte, die­
ses Verfahren, wenn man es früher für aussichtsreich 
hielt, durchzuführen. Durch Urteil vom 29.4.1953 — 
Anlage — wurde der Betrieb eingezogen. Es ist immer­
hin bemerkenswert (!), daß die Gründe eine halbe 
Seite umfassen. Man suchte aus dem Ergebnis der 
Volkskontrolle noch einige Gründe heraus, zu denen 
kurz wie folgt Stellung genommen werden soll.

aa) Hortung von Glühbirnen.
Bei den Glühbirnen handelte es sich um einen Vor­
rat, der noch aus den Anfängen der Kriegszeit 
stammte. Bei diesem vorhandenen Bestand war 
ein Teil unbrauchbar, ein weiterer Teil war Luft-


